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Einzelinformation Nr. 787/64 über Einschätzung der Bonner Forderungen in der Passierscheinfrage und der Besuchsmöglichkeiten für

Rentner in Westdeutschland und Westberlin durch führende Westberliner -Kreise
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Führende Westberliner -Kreise bestätigten, dass sich Erhard durch die Beratung mit den Vertretern der Bundestagsparteien in der

vergangenen Woche Rückendeckung in der Passierscheinfrage1 verschaffen wollte. Dabei sei Übereinstimmung über die Forderungen

nach einem Hinweis auf das Protokoll (keine Einigung über Orts- und Behördenbezeichnungen) auf den Passierscheineinträgen, nach

Verzicht auf unterschriftliche Unterzeichnung der Anträge und nach einer längeren Geltungsdauer des Abkommens erzielt worden.

Die genannten -Kreise äußerten im Einzelnen dazu, der Protokollhinweis auf den Anträgen solle nach Abschluss des Abkommens in

einer Pressekampagne dahingehend interpretiert werden, dass die  die Zurückweisung staatsrechtlicher Formulierungen auf den

Anträgen hingenommen habe. Der Verzicht auf Unterzeichnung der Anträge soll dokumentieren, dass die Westberliner Bürger auch als

Einzelpersonen Formulierungen nicht anerkennen, die eine Anerkennung der  bedeuten könnten. Schließlich sei Bonn daran

interessiert, nicht schon wieder nach relativ kurzer Zeit in die »Mühle der Passierscheinverhandlungen« zu geraten, wobei jedoch von Zeit

zu Zeit auf der jetzigen Kontaktebene »Verbesserungen« angestrebt werden sollen.

Nach Angaben der genannten -Kreise ist die Informierung der Westberliner  durch den Senat trotz einer bestehenden

Vereinbarung nicht detailliert und eingehend genug. Dagegen werde sie durch den sogenannten Bundesbevollmächtigten in Westberlin,

der seine Informationen direkt von Bonn beziehe, gut informiert.

Auch der Draht zwischen dem Senat und dem Bundeskanzleramt bzw. dem Bonner Staatssekretärausschuss habe in der letzten Zeit gut

funktioniert.

Zu den Besuchsmöglichkeiten für Rentner 2 äußerten die genannten -Kreise, ihre Ankündigung sei besonders unter dem

Gesichtspunkt begrüßt worden, dass jüngere Personen, die die  verlassen haben, jetzt von ihren Eltern und Angehörigen besucht

werden könnten. Zugleich werde die Angelegenheit als eine »propagandistische Aktion« der  eingeschätzt, deren Zeitpunkt im

Hinblick auf die Passierscheinverhandlungen und die Dokumentierung der Verständigungsbereitschaft der  sehr geschickt gewählt

worden sei.

Ohne der  das Motiv unterstellen zu wollen, dass sie sich von der »sozialen Belastung« durch die Rentner teilweise befreien wolle,

werde jedoch auch berücksichtigt, dass ein Verbleib von älteren Personen in Westberlin oder Westdeutschland für die  keinen Ausfall

bedeuten würde. Es werde auch eingeschätzt, dass besonders bei den älteren Personen ein Nährboden für Kritik an der Regierung

vorhanden sei und dass die  bei diesen Personen durch die Besuche eine bessere Stimmung erzeugen und »ein Ventil öffnen« könne.

1

Zwischen der Regierung der  und dem Senat von Westberlin wurde erstmals am 17.12.1963 eine Vereinbarung über die Ausgabe von

Passierscheinen für Bürgerinnen und Bürger mit dem ständigen Wohnsitz in Westberlin für den Besuch des Ostsektors der Stadt für den

Zeitraum vom 19.12.1963 bis zum 5.1.1964 getroffen. Allerdings erlaubte das Passierscheinabkommen ihnen zwar den Besuch im Osten,

den Ostberlinerinnen und Ostberlinern blieb der Weg nach Westen aber auch weiterhin versperrt. Vgl. Alisch, Steffen: Berlin ↔ Berlin.
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Die Verhandlungen zwischen Beauftragten des Berliner Senats und Vertretern der -Regierung zu Reise- und humanitären Fragen

1961–1972. Berlin 2000 (Arbeitspapiere des Forschungsverbundes -Staat; 31/2000); Huhn, Eckart: Die Passierscheinvereinbarungen

des Berliner Senats mit der Regierung der  1963 bis 1966. Deutsch-Deutsche Verhandlungen zur Überwindung der politischen

Sprachlosigkeit und der Milderung menschlicher Härten als Folge des Mauerbaus. Ludwigsfelde 2011; Kunze, Gerhard: Grenzerfahrungen.

Kontakte und Verhandlungen zwischen dem Land Berlin und der  1949–1989. Berlin 1999 (Studien des Forschungsverbundes -

Staat an der Freien Universität Berlin).

2

Vgl. den Beschluss des -Ministerrates über die privaten Besuchsreisen von Bürgern der  im Rentenalter nach Westdeutschland

und Westberlin v. 8.9.1964;  DC 20-I/4/1015; Mitteilung über einen Beschluß der Regierung der . In:  v. 10.9.1964,

http://zefys.staatsbibliothek-berlin.de/ddr-presse/ergebnisanzeige/?purl=SNP2532889X-19640910-0-1-10-0 (25.1.2017); vgl.

Dokumente zur Deutschlandpolitik, IV. Reihe. Bd. 10, Frankfurt/M. 1980, S. 963; vgl. auch Information 11/65.
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